26. NOVEMBER 2012 - Königlicher Erlass zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 24. Januar 1969 über den Schadenersatz für Arbeitsunfälle und Wegeunfälle zugunsten von Personalmitgliedern des öffentlichen Sektors


(Belgisches Staatsblatt vom 1. Juni 2023)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST PERSONAL UND ORGANISATION


26. NOVEMBER 2012 - Königlicher Erlass zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 24. Januar 1969 über den Schadenersatz für Arbeitsunfälle und Wegeunfälle zugunsten von Personalmitgliedern des öffentlichen Sektors


(…)


	Artikel 1 - Artikel 5bis § 3 des Königlichen Erlasses vom 24. Januar 1969 über den Schadenersatz für Arbeitsunfälle und Wegeunfälle zugunsten von Personalmitgliedern des öffentlichen Sektors, eingefügt durch den Königlichen Erlass vom 7. Juni 2007, wird wie folgt abgeändert:

	1. Paragraph 3 wird wie folgt ersetzt:

	"§ 3 ­ Die in § 2 Nr. 1 erwähnten Beträge sind folgende:

	- 70,49 EUR pro Prozent bleibender Unfähigkeit, wenn diese auf mindestens 10 Prozent und höchstens 35 Prozent festgelegt ist,

	- 93,91 EUR pro Prozent bleibender Unfähigkeit, wenn diese auf mehr als 35 Prozent und höchstens 65 Prozent festgelegt ist,

	- 119,19 EUR pro Prozent bleibender Unfähigkeit, wenn diese auf mehr als 65 Prozent festgelegt ist,

	- 59,63 EUR pro Prozent bleibender Unfähigkeit, wenn die in Artikel 4 § 2 Absatz 1 des Gesetzes erwähnte zusätzliche Entschädigung mit einem Höchstsatz von 100 Prozent berechnet wird; dieser Betrag wird auf 119,19 EUR erhöht, wenn die in Artikel 4 § 2 erwähnte zusätzliche Entschädigung mit einem Höchstsatz von 50 Prozent gemäß Artikel 4 § 1 Absatz 5 des Gesetzes, wie er vor dem 25. November 1998 anwendbar war, berechnet wird."

	2. Paragraph 5 Absatz 2 wird wie folgt ersetzt:

	"Der Verwaltungsgesundheitsdienst behält den Prozentsatz bleibender Unfähigkeit bei oder ändert ihn ab. Er notifiziert dem zuständigen Dienst unverzüglich seinen Beschluss. Dieser Beschluss wird in einem Ministeriellen Erlass festgehalten und dem Opfer per Einschreiben notifiziert."




	Art. 2 - Artikel 5ter desselben Erlasses, eingefügt durch den Königlichen Erlass vom 7. Juni 2007, wird wie folgt abgeändert:

	1. Paragraph 3 wird wie folgt ersetzt:

	"§ 3 ­ Der Betrag des Sterbegeldes beläuft sich auf:

	- 2.625,79 EUR für den hinterbliebenen Ehepartner,

	- 2.625,79 EUR für den in Artikel 8 Absatz 2 des Gesetzes erwähnten hinterbliebenen Ehepartner; der Betrag darf jedoch nicht über dem Unterhalt liegen,

	- 1.750,52 EUR für die Berechtigten, die eine Rente bezogen hätten, die 20 Prozent der Grundentlohnung entspricht,

	- 1.312,86 EUR für die Berechtigten, die eine Rente bezogen hätten, die 15 Prozent der Grundentlohnung entspricht,

	- 875,26 EUR für die Berechtigten, die eine Rente bezogen hätten, die 10 Prozent der Grundentlohnung entspricht.

	Diese Beträge sind an den Schwellenindex 138,01 gebunden."

	2. Paragraph 6 wird wie folgt ersetzt:

	"§ 6 ­ Das Sterbegeld ist am ersten Tag des Monats nach der Notifizierung des Ministeriellen Erlasses einforderbar."


	Art. 3 - In Artikel 8 desselben Erlasses werden die Wörter "gemäß den Bestimmungen ihrer Regelung in Bezug auf Arbeitsunfälle" aufgehoben.


	Art. 4 - Artikel 10 § 1 Absatz 1 desselben Erlasses, ersetzt durch den Königlichen Erlass vom 7. Juni 2007, wird wie folgt ersetzt:

	"Der Antrag auf Revision der Entschädigungen, der auf eine Verschlimmerung oder Verringerung der Unfähigkeit des Opfers, auf seinen durch die Folgen des Unfalls bedingten Tod oder auf eine Änderung in Bezug auf die Notwendigkeit der regelmäßigen Hilfe einer Drittperson gestützt ist, ist möglich binnen drei Jahren ab der Notifizierung zur Feststellung des in Artikel 9 Absatz 4 vorgesehenen Einverständnisses oder einem formell rechtskräftigen Beschluss beziehungsweise darf binnen dieser Frist eingereicht werden."


	Art. 5 - Vorliegender Erlass tritt am ersten Tag des Monats nach dem Monat seiner Veröffentlichung im Belgischen Staatsblatt in Kraft.




	Art. 6 - Unsere Minister sind, jeweils für ihren Bereich, mit der Ausführung des vorliegenden Erlasses beauftragt.
  

	Gegeben zu Brüssel, den 26. November 2012


ALBERT

Von Königs wegen:

Der mit dem Öffentlichen Dienst beauftragte Minister
S. VANACKERE

Der Staatssekretär für den Öffentlichen Dienst
H. BOGAERT

